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Das Wahlergebnis steht fest. Aber zum gegenwärtigen 
Zeitpunkt ist noch nicht klar, welche Parteien die nächste 
Bundesregierung bilden werden. Unterstellt man einmal, 
dass es nicht zu einer farblich umsortierten Neuaufl age der 

(rechnerisch möglichen aber politisch unbeliebten) GroKo 
kommt, dann gibt es zumindest in einem Punkt wohl Ge-
wissheit: Die Grünen und die FDP, die gemeinsam übrigens 
die absolute Mehrheit der Jung- und Erstwähler:innen re-
präsentieren, werden miteinander regieren.

Sie haben dabei sogar die Wahl des Partners. Am wahr-
scheinlichsten ist derzeit die Ampelkoalition unter einem 
Kanzler Olaf Scholz, denn die SPD hat kräftig Stimmen 
hinzugewonnen und stellt die stärkste Fraktion im neuen 
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Inhaltliche Kompromisslinien zwischen den Grünen 
und der FDP

Im Wahlkampf wurden die Differenzen zwischen den Grü-
nen und der FDP insbesondere auf den Gebieten der Wirt-
schafts- und Finanzpolitik stark betont und bisweilen zu 
fundamentalen ideologischen Gräben überhöht. Gleich-
zeitig gibt es aber eine Reihe von Themen, bei denen im 
Kern Einigkeit besteht. Diese Inhalte sollten bei den (Vor-)
Sondierungen idealerweise zuerst thematisiert werden, 
um eine gemeinsame Gesprächsbasis zu schaffen.

Exemplarisch seien hier die Digitalisierung der Verwal-
tung und der Schulen, die Beschleunigung von staatli-
chen Planungs- und Genehmigungsverfahren oder die 
verstärkte Zuwanderung von Fachkräften von außerhalb 
der EU genannt. Über diese politischen Ziele herrscht 
Konsens nicht nur zwischen Grünen und FDP, sondern 
auch darüber hinaus.

In der konkreten Umsetzung wird man trotzdem rasch 
auf Widerstände und Bedenken treffen. Aber gerade ei-
ne lagerübergreifende Bundesregierung unter Einbezie-
hung der Grünen und der FDP könnte am ehesten damit 
zurechtkommen, da sie zu einer Befriedung ansonsten 
widerstreitender Interessengruppen und Lobbyverbände 
beitragen könnte. Auch die Führung durch die SPD, der 
in Fragen der Entbürokratisierung traditionell eine andere 
politische DNA nachgesagt wird, könnte sich als vorteil-
haft erweisen. Dies zeigt sich im Rückblick auf die Agen-
da 2010 der Ära Schröder. Jene Strukturreformen waren 
nur mit einer Mitte-Links-Regierung realistisch umsetz-
bar, die aus ihrem tradierten Paradigma ausgebrochen 
ist. Dieses Muster könnte sich jetzt wiederholen.

Rente, Steuern und Schulden

Größer sind die Differenzen zwischen Grünen und FDP 
im Bereich der Fiskal-, Steuer- und Rentenpolitik. Aller-
dings sind hier Brückenbauten zwischen den Themen-
bereichen möglich, sodass beide ihre Kernforderungen 
umsetzen können, ohne dass die jeweils andere Seite in 
Verlegenheit gerät.

Anschaulich wird dies am Beispiel des FDP-Vorschlags 
zur Einführung einer Aktienrente.1 Dessen Grundidee 
basiert auf der empirisch zutreffenden Erkenntnis, dass 
Kapital- und Gewinneinkommen seit geraumer Zeit über-
proportional zulegen, während die Lohnquote tendenziell 
sinkt (Autor et al., 2020). In Deutschland ist dieser Trend 
bislang noch schwächer ausgeprägt als in anderen Län-

1 Vgl. https://www.fdpbt.de/sites/default/fi les/2021-02/210215_Duerr_
Vogel_Gesetzliche_Aktienrente.pdf (4. Oktober 2021).

Bundestag. Beides sind saliente Gründe für einen politi-
schen Führungsanspruch. Doch es könnte auch zu einer 
Jamaika-Koalition unter der Führung von CDU/CSU kom-
men, möglicherweise ohne Armin Laschet an der Spitze. 
Aus spieltheoretischer Sicht gibt es durchaus Argumente 
für diese Konstellation, denn die Union könnte sich in Ko-
alitionsverhandlungen freigiebiger gegenüber den Grü-
nen und der FDP erweisen als die SPD.

Zwar verbliebe, insbesondere für die Grünen, das kom-
munikative Problem gegenüber der eigenen Anhänger-
schaft, eine Koalition mit einer Partei zu begründen, die 
heftige Verluste hat hinnehmen müssen. Aber das ließe 
sich möglicherweise heilen, wenn die Grünen dafür ent-
sprechend viele inhaltliche Schwerpunkte durchsetzen 
und wichtige Ministerien (etwa das Bundesministerium 
der Finanzen) für sich reklamieren können.

Um die Wahrscheinlichkeit dieses Szenarios zu reduzie-
ren, sind SPD und CDU/CSU deshalb gut beraten, die 
zumindest theoretische Möglichkeit einer GroKo offen zu 
lassen und sie nicht fi nal auszuschließen. So haben die 
beiden großen Parteien in den multilateralen Verhandlun-
gen einen stärkeren Drohpunkt gegenüber Grün und Gelb 
und können entsprechend mehr eigene inhaltliche und 
personelle Ziele durchsetzen.

Da die GroKo derzeit aber nicht im Fokus steht, gehe ich 
in diesem Beitrag davon aus, dass Grüne und FDP an der 
Regierungskoalition beteiligt sein werden. Unter dieser 
Prämisse ist es taktisch sinnvoll, dass sie sich zunächst 
bilateral zu Vorsondierungen treffen, wie es zwei Tage 
nach der Wahl tatsächlich geschehen ist. So können sie 
einen gemeinsamen Forderungskatalog abstimmen, um 
dann mit gestärkter Verhandlungsmacht in die Gespräche 
mit SPD bzw. CDU/CSU einzutreten.

Ich beleuchte in diesem Beitrag einige ausgewählte in-
haltliche Unterschiede zwischen den Wahlprogrammen 
der beiden kleinen Parteien sowie mögliche Kompromiss-
linien. Da eine Ampelkoalition derzeit am realistischsten 
erscheint, diskutiere ich zudem die Anschlussfähigkeit 
der möglichen grün-gelben Verständigung mit den pro-
grammatischen Vorstellungen der SPD.

Prof. Dr. Jens Südekum ist Professor am 
Düsseldorf Institute for Competition Economics 
(DICE) der Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf.
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sind durchaus anspruchsvoll, werden von Jurist:innen 
aber als realisierbar eingestuft.4 Daneben gilt es aber 
natürlich auch die politische Seite zu beachten. Der Bun-
destag muss die Einrichtung derartiger Investitionsgesell-
schaften beschließen, und die Koalitionsmehrheit muss 
sie deshalb politisch anstreben.

An dieser Stelle ergibt sich der mögliche Kompromiss: 
Werden sowohl der Staatsfonds für die Aktienrente als 
auch die öffentlichen Investitionsgesellschaften einge-
richtet, haben sowohl FDP als auch Grüne ihre Kernforde-
rungen umgesetzt. Gleichzeitig bleibt die Schuldenbrem-
se unangetastet und es werden keine Steuererhöhungen 
zur Finanzierung der Wahlversprechen nötig.

Es gibt weitere Beispiele für relativ einfach zu erzielende 
Kompromisse. So könnte man sich im Bereich der Unter-
nehmensbesteuerung auf bessere Abschreibungsbedin-
gungen statt niedrigerer Steuersätze einigen, um letztlich 
nur die Unternehmen effektiv zu entlasten, die auch tat-
sächlich mehr investieren.5 Der Vorschlag zur Wiederbe-
lebung der Vermögensteuer könnte zugunsten einer refor-
mierten Erbschaftsteuer abgeräumt werden, wie sie der 
baden-württembergische Finanzminister Danyal Bayaz 
(Grüne) jüngst vorschlagen hat.6 

Klimapolitik

Abschließend widme ich mich der Klimapolitik, wo es 
ebenfalls Kontroversen zwischen den Grünen und der 
FDP geben dürfte, die aber ebenfalls überbrückbar er-
scheinen. Alle Parteien bekennen sich im Kern zu den 
internationalen Verpfl ichtungen im Rahmen des Pariser 
Abkommens und zu den europäischen Klimazielen „Fit for 
55“, also einer Reduktion der kontinentalen Emissionen 
bis 2030 um 55 % gegenüber dem Niveau von 1990. Die 
Streitigkeiten drehen sich also nicht mehr um wie viel Kli-
maschutz, sondern um das Wie des Klimaschutzes.

Im Zentrum des FDP-Konzepts steht der europäische 
Zertifi katehandel, der alle Sektoren umfassen und die 
Emissionsmenge hart deckeln soll. Dies ist aus ökonomi-
scher Perspektive ein vernünftiger Ansatz. Die Diskussion 
wird sich indes um die Frage drehen, ob das Instrument 
alleine ausreicht. Wird die zulässige Gesamtemissions-
menge sukzessive verknappt, was zwangsläufi g pas-

4 Vgl. z. B. Hermes et al. (2020). Eine kritische Würdigung bietet auch 
das Gutachten des Wissenschaftliche Beirats beim Bundesministeri-
um für Wirtschaft und Energie (2020).

5 Siehe hierzu auch Dorn et al. (2021), wonach bessere Abschreibungs-
bedingungen insgesamt bessere fi skalische und Wachstumseffekte 
haben als nominale Senkungen des Körperschaftsteuersatzes.

6 Vgl. z. B. https://www.wiwo.de/politik/deutschland/gruener-ueber-
vermoegenssteuer-meine-beamten-koennen-nicht-jaehrlich-alle-
oldtimer-und-picassos-zaehlen-/27646186.html.

dern. Aber die dahinterstehenden strukturellen Treiber, 
z. B. die Digitalisierung (Stiebale, Suedekum und Woess-
ner, 2020), betreffen alle entwickelten Volkswirtschaften. 
Somit ist nicht zu sehen, warum sich Deutschland dau-
erhaft von diesem allgemeinen Trend abkoppeln könnte. 
Aus verteilungspolitischer Perspektive ist daran proble-
matisch, dass weite Teile der Bevölkerung nicht vom An-
stieg der Kapital- und Gewinneinkommen profi tieren, da 
der Besitz von Aktienvermögen stark bei den oberen 10 % 
der Vermögensverteilung konzentriert ist.

Der Kerngedanke des FDP-Vorschlags läuft darauf hin-
aus, den Aktienbesitz breiter in der Gesellschaft zu streu-
en. Aber dies soll nicht bloß durch Anreize zum individu-
ellen Aktiensparen geschehen. Vielmehr schlägt die FDP 
die Gründung eines Staatsfonds vor, der gebündelt für die 
Bürger:innen Geld in ein globales Portfolio anlegt.2 Finan-
ziert werden soll der Fonds teilweise aus Beiträgen, aber 
zumindest übergangsweise auch aus öffentlichen Krediten.

Politstrategisch interessant an diesem Vorschlag ist, dass 
die FDP damit die Schaffung eines fi nanzpolitischen Ve-
hikels vorschlägt, das neben dem Kernhaushalt etabliert 
ist und dessen Kredite nicht auf die Schuldenbremse an-
gerechnet werden. Denn bei Umsetzung der Aktienrente 
erwirbt der Staatsfonds Vermögenstitel im Rahmen einer 
fi nanziellen Transaktion.

Hieraus ergeben sich Anknüpfungspunkte für die Grünen. 
Eine Kernforderung ihres Programms sind zusätzliche 
Ausgaben für Klimaschutz und Infrastruktur in einer Grö-
ßenordnung von rund 50 Mrd. Euro bis 2030.3 Hierfür soll 
die im Grundgesetz verankerte Schuldenbremse um eine 
Investitionsregel erweitert werden.

Dies wird von der FDP strikt abgelehnt und als rote Linie 
für die Koalitionsverhandlungen defi niert. Allerdings ist 
dieser scheinbar offensichtliche Konfl ikt substanziell ir-
relevant, denn die grundgesetzlich verankerte Schulden-
bremse steht ohnehin nicht zur Disposition. Die für eine 
Änderung notwendige Zweidrittelmehrheit in Bundestag 
und Bundesrat existiert schlichtweg nicht. Somit bringen 
Grundsatzdebatten um die Schuldenbremse die Koalition 
nicht weiter, worauf auch Olaf Scholz in den Medien be-
reits hingewiesen hat.

Die Investitionen können aber möglicherweise im Rahmen 
der gültigen Fiskalregeln durch externe Fonds bzw. selb-
ständige Investitionsgesellschaften fi nanziert werden. Die 
formalen Hürden für die Schaffung solcher Konstrukte 

2 Als Vorlage dient der Vorschlag von Fuest et al. (2019).
3 Die Forderung orientiert sich an den Vorschlägen von Bardt et al. 

(2019) bzw. Hüther und Südekum (2020).
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die Grünen sie fordern, ob dies wie im SPD-Vorschlag 
durch eine Senkung der EEG-Umlage und Stromsteuer 
oder durch andere sozial austarierte Instrumente orga-
nisiert wird, ist im Grunde nicht entscheidend. Der Kern-
punkt liegt darin, dass die gesamten Einnahmen aus dem 
Zertifi katehandel zur Rückerstattung verplant werden 
müssen und somit nicht zur Finanzierung komplementä-
rer Ausgaben zur Verfügung stehen.

Damit müssten entsprechende öffentliche Investitionen 
zur Ermöglichung von Verhaltensanpassungen (z. B. ÖP-
NV oder Ladeinfrastruktur für Elektromobilität) aus ande-
ren Quellen fi nanziert werden. Gleiches gilt für Förderpro-
gramme wie den grünen „Industriepakt“, der den Unter-
nehmen eine Unterstützung beim anstehenden Techno-
logiewechsel anbietet, da eine rein privatwirtschaftliche 
Finanzierung der transformativen Investitionen im be-
schriebenen Marktumfeld unrealistisch erscheint.

Die zusätzlichen Finanzbedarfe für diese komplementä-
ren Anforderungen (öffentliche Investitionen inkl. Förde-
rung von privaten Investitionen) zur Erreichung der Kli-
maziele werden auf rund 460 Mrd. Euro bis 2030 beziffert 
(Krebs und Streitz, 2021). Deren Finanzierung muss zum 
Gegenstand der Koalitionsverhandlungen werden, und 
die oben skizzierten fi nanzpolitischen Kompromisslinien 
könnten bei der Umsetzung helfen.

Einen grundsätzlichen Konfl ikt in der Klimapolitik, der ei-
ne Einigung unmöglich macht, muss es aber deshalb nicht 
geben. Die Grünen haben kein konzeptionelles Problem 
mit dem marktwirtschaftlichen Instrument des CO2-Prei-
ses über den Zertifi katehandel, denn als „Peitsche“ für 
die erforderlichen Anpassungen in der Produktion und im 
Konsum ist er unerlässlich. Ähnlich wie die SPD wollen sie 
diese Peitsche lediglich mit Zuckerbrot (also Subventionen 
und öffentlichen Investitionen) kombinieren. Dies scheint, 
insbesondere vor dem Hintergrund der klimapolitischen 
Herangehensweise in den USA, durchaus vernünftig zu 
sein. Die Elemente von Zuckerbrot und Peitsche geeignet 
auszutarieren, mag ein dickeres Brett sein als andere grün-
gelbe Streitthemen. Aber mit etwas gutem Willen sollte die 
Koalition in spe es bohren können.
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steigen. Durch die partielle Überwälzung dieser Zusatz-
kosten wird es einerseits zu höheren Verbraucherpreisen 
für emissionsintensive Güter kommen, darunter Benzin, 
Heizöl, Flugtickets, bestimmte Lebensmittel usw. Ande-
rerseits wird die europäische Industrie, zumal wenn die 
Zertifi kate alsbald nicht mehr kostenlos zugeteilt werden, 
mit einem Kostenschock konfrontiert, dem die Konkur-
renz aus anderen Ländern nicht ausgesetzt ist. Für Eu-
ropa drohen entsprechende Marktanteilsverluste und im 
Extremfall die Abwanderung der Industrie im Rahmen des 
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In dieser Gemengelage müssen Grüne und FDP ihre Kli-
mapolitik sondieren. Aus den vorangegangenen Überle-
gungen ergibt sich, dass die soziale Abfederung eine zen-
trale Herausforderung sein wird. Konkret werden deshalb 
(im Gegensatz zum 2019er Klimapaket der Bundesregie-
rung) sämtliche Einnahmen aus dem Zertifi katehandel an 
die Bürger:innen zurückerstattet werden müssen. Ob dies 
durch eine direkte Pro-Kopf-Klimaprämie geschieht, wie 

7 Siehe hierzu das Gutachten des Wissenschaftlichen Beirats beim 
Bundesministerium für Wirtschaft und Energie (2021).
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